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1.   Allgemeines

Artikel 1 Firma, Sitz, Dauer

  Unter der Firma ORIOR AG (ORIOR Ltd) 
(ORIOR SA) besteht mit Sitz in Zürich auf un-
bestimmte Dauer eine Aktiengesellschaft  
gemäss den vorliegenden Statuten und den 
Vorschriften des 26. Titels des Schweizeri-
schen Obligationenrechts (OR).

Artikel 2 Zweck

 1 Die Gesellschaft bezweckt den Erwerb, die 
Verwaltung und Veräusserung von Betei-
ligungen, insbesondere Beteiligungen an 
Unternehmen der Nahrungsmittelindus-
trie, sowie von anderen Vermögensanlagen  
aller Art im In- und Ausland.

 2 Die Gesellschaft kann in der Schweiz und 
im Ausland Zweigniederlassungen er-
richten, Gesellschaften und Unternehmen 
gründen oder sich an solchen beteiligen 
sowie alle Geschäfte eingehen und Ver-
träge abschliessen, die der Zweck der  
Gesellschaft mit sich bringen kann. Die Ge-
sellschaft kann für andere Gesellschaften 
des Konzerns Finanzierungen und Sicher-
heiten gewähren und Garantieverpflich-
tungen übernehmen. Die Gesellschaft kann 
Grundstücke und Immaterialgüterrechte im 
In- und Ausland erwerben, verwalten und 
verwerten.

 3 Bei der Verfolgung ihres Geschäftszwecks 
strebt die Gesellschaft die Schaffung von 
langfristigem, nachhaltigem Wert an. 

2.   Aktienkapital und  
Aktien

Artikel 3  Aktienkapital

 1 Das Aktienkapital beträgt CHF 26’169’596 
(sechsundzwanzig Millionen einhundert-
neunundsechzigtausendfünfhundertsechs-
undneunzig Schweizer Franken) und ist ein-
geteilt in 6’542’399 Namenaktien zu CHF 
4.00. Die Aktien sind voll liberiert. 

 2 Bei einer zukünftigen Erhöhung des Ak-
tienkapitals müssen alle neuen Aktien den 
dannzumaligen Aktionären im Verhältnis 
zu ihrem Aktienbesitz angeboten werden, 
sofern die Generalversammlung nicht aus 
wichtigen Gründen etwas anderes be-
schliesst.

Artikel 3a  Bedingtes Kapital

 1 Das Aktienkapital der Gesellschaft wird im 
Maximalbetrag von CHF 2’494’656 erhöht 
durch Ausgabe von höchstens 623’664 
vollständig zu liberierenden Namenaktien 
mit einem Nennwert von je CHF 4.00:

  a) bis zu einem Betrag von CHF 614’656, 
entsprechend 153’664 voll liberierten 
Namenaktien durch Ausübung von Op-
tionsrechten oder Erwerbsrechten, die 
nach Massgabe eines Beteiligungsplans 
oder mehrerer Beteiligungspläne den 
Verwaltungsräten oder den Mitarbeiten-
den der Gesellschaft und ihrer Tochter-
gesellschaften gewährt werden; 

  b) bis zu einem Betrag von CHF 1’880’000, 
entsprechend 470’000 voll zu liberie- 
renden Namenaktien durch Ausübung 
von Wandel- und / oder Optionsrech-
ten, die Aktionären, Gläubigern von 
Anleihensobligationen oder ähnlichen 
Obligationen oder Dritten eingeräumt 
wurden. 

  Die Wandel- und / oder Optionsbedingun-
gen sind durch den Verwaltungsrat festzu-
legen. Das Bezugsrecht der Aktionäre ist 
ausgeschlossen.
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  Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, bei der 
Ausgabe von Anleihensobligationen oder 
ähnlichen Obligationen das Vorwegzeich-
nungsrecht der Aktionäre zu beschränken 
oder aufzuheben im Zusammenhang mit: 

  a)  der Finanzierung (einschliesslich Re-
finanzierung) des Erwerbs von Unter- 
nehmen, Unternehmensteilen, Beteili-
gungen oder von neuen Investitionsvor-
haben der Gesellschaft; oder 

  b)  der Emission auf nationalen oder inter-
nationalen Kapitalmärkten oder der 
Ausgabe an einen oder mehrere strate-
gische oder Finanzinvestoren.

 
  Soweit das Vorwegzeichnungsrecht ausge-

schlossen ist, sind: 

  a)  die Anleihensobligationen oder ähn-
lichen Obligationen zu angemessenen 
Bedingungen auszugeben; und 

  b)  die Ausübungsfristen der Options- und  /
oder Wandelrechte auf höchstens zehn 
Jahre ab dem Zeitpunkt der Emission an-
zusetzen.

  Die Ausübung der Options- und /oder Wan-
delrechte beziehungsweise der Verzicht auf 
diese erfolgt in einer durch Text nachweis-
baren Form. 

  Der Erwerb der Namenaktien durch die 
Ausübung von Wandel- und Optionsrech-
ten und die weitere Übertragung der Na-
menaktien unterliegen den Eintragungsbe-
schränkungen gemäss Art. 5 und Art. 6 der 
Statuten.

 
  Die Gesamtzahl der Namenaktien, welche 

(i) aus bedingtem Aktienkapital gemäss 
Art. 3a der Statuten unter Ausschluss der 
Vorwegzeichnungsrechte der Aktionäre 
sowie (ii) aus dem Kapitalband gemäss 
Art. 3b der Statuten unter Ausschluss der  
Bezugsrechte der Aktionäre ausgegeben 
werden, darf 654’239 Namenaktien, sprich 
10 % des bestehenden Aktienkapitals, 
nicht überschreiten. 

Artikel 3b Kapitalband

 1 Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, jederzeit 
bis spätestens am 18. April 2028 inner-
halb der Obergrenze von CHF 28’049’596, 
entsprechend 7’012’399 Namenaktien 
von je CHF 4.00 Nennwert, und der Unter-
grenze von CHF 24’861’116, entsprechend 
6’215’279 Namenaktien von je CHF 4.00 
Nennwert, eine oder mehrere Erhöhungen 
und / oder Herabsetzungen vorzunehmen. 
Kapitalherabsetzungen können sowohl 
durch Reduktion des Nennwerts der Ak-
tien als auch durch Vernichtung von Aktien 
durchgeführt werden. Der jeweilige Aus-
gabebetrag, die Anzahl Aktien, der Zeit-
punkt der Dividendenberechtigung und 
der Ausgabe, die Bedingungen der Bezugs-
rechtsausübung und die Art der Einlagen 
(einschliesslich Barliberierung, Sachein-
lage, Verrechnung und Umwandlung von 
Reserven oder eines Gewinnvortrags in 
Aktienkapital) werden vom Verwaltungsrat 
bestimmt. Dabei kann der Verwaltungsrat 
neue Aktien mittels Festübernahme durch 
eine Bank, ein Bankenkonsortium oder ei-
nen anderen Dritten und anschliessenden 
Angebots an die bisherigen Aktionäre oder 
an Dritte (sofern die Bezugsrechte der bis-
herigen Aktionäre aufgehoben sind oder 
nicht gültig ausgeübt werden) ausgeben. 
Der Erwerb der Namenaktien und die wei-
tere Übertragung der Namenaktien unter-
liegen den Eintragungsbeschränkungen 
gemäss Art. 5 und 6 der Statuten. 

 2 Der Verwaltungsrat ist berechtigt, das Be-
zugsrecht der Aktionäre zu beschränken 
oder auszuschliessen und einzelnen Ak-
tionären, der Gesellschaft oder Dritten zu-
zuweisen, (i) wenn solche neuen Aktien für 
die Übernahme von Unternehmen, Unter-
nehmensteilen oder Beteiligungen oder für 
Investitionsvorhaben oder zur Finanzierung 
oder Refinanzierung solcher Transaktionen 
der Gesellschaft verwendet werden sollen 
oder (ii) im Fall nationaler und internatio-
naler Platzierung von Aktien zum Zwecke 
einer raschen und flexiblen Beschaffung 
von Eigenkapital, welche ohne Beschrän-
kung oder Ausschluss des Bezugsrechts 
nur schwer oder zu wesentlich schlechte-
ren Bedingungen möglich wäre.
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 3 Nicht ausgeübte Bezugsrechte kann der 
Verwaltungsrat verfallen lassen, oder er 
kann diese bzw. Namenaktien, für welche 
Bezugsrechte eingeräumt aber nicht aus-
geübt wurden, zu Marktkonditionen plat-
zieren oder anderweitig im Interesse der 
Gesellschaft verwenden.

 4 Der Verwaltungsrat ist im Rahmen dieses 
Kapitalbands auch ermächtigt: (i) eine 
Kapitalerhöhung durch Umwandlung 
von freien Reserven in Aktienkapital vor-
zunehmen; (ii) Kapitalherabsetzungen 
durch Nennwertreduktion ein- oder mehr-
mals pro Jahr durchzuführen und den  
Herabsetzungsbetrag nach Anpassung 
der Statuten an die Aktionäre auszu-
zahlen; (iii) im Falle einer Herabsetzung 
des Aktienkapitals, soweit erforderlich, 
die Verwendung des Herabsetzungsbe-
trages zu bestimmen. Der Verwaltungsrat 
kann den Herabsetzungsbetrag auch zur 
teilweisen oder vollständigen Beseiti-
gung einer Unterbilanz im Sinne von Art. 
653p OR verwenden oder im Sinne von 
Art. 653q OR das Aktienkapital herabset-
zen und gleichzeitig mindestens auf den 
bisherigen Betrag erhöhen.

 5 Nach einer Änderung des Nennwerts ge-
mäss Abs. 4(ii) dieses Artikels ist der Ver-
waltungsrat ermächtigt, den Nennwert in 
den ganzen Statuten und die Anzahl der 
Aktien in Abs. 1 entsprechend anzupas-
sen, und alle neuen Namenaktien, die 
innerhalb des Kapitalbands ausgegeben 
werden, tragen den geänderten Nenn-
wert.

 6 Im Falle einer Erhöhung des Aktienkapi- 
tals aus bedingtem Kapital gemäss  
Art. 3a dieser Statuten werden die Ober- 
und Untergrenzen des Kapitalbands ent-
sprechend erhöht. Der Verwaltungsrat 
passt die Grenzen in Abs. 1 entsprechend 
an. 

 7 Die Gesamtzahl der Namenaktien, welche 
(i) aus bedingtem Aktienkapital gemäss 
Art. 3a der Statuten unter Ausschluss der 
Vorwegzeichnungsrechte der Aktionäre 
sowie (ii) aus dem Kapitalband gemäss 
Art. 3b der Statuten unter Ausschluss der 

Bezugsrechte der Aktionäre ausgegeben 
werden, darf 654’239 Namenaktien, 
sprich 10 % des bestehenden Aktienkapi-
tals, nicht überschreiten.

Artikel 4 Aktien mit aufgehobenem Titeldruck, 
Bucheffekten

 1 Die Aktionäre können von der Gesellschaft 
die Ausstellung einer Bescheinigung über 
die in ihrem Eigentum stehenden Aktien 
verlangen. Sie haben jedoch keinen An-
spruch auf Druck oder Auslieferung von 
Urkunden für Aktien. Die Gesellschaft kann 
demgegenüber jederzeit Urkunden für  
Aktien drucken und ausliefern. Dabei kann 
die Gesellschaft in jedem Fall Globalurkun-
den über eine Mehrzahl von Aktien aus-
geben. Urkunden tragen die faksimilierte 
Unterschrift des Verwaltungsratspräsiden-
ten der Gesellschaft.

 2 Die Gesellschaft kann nicht verurkundete 
Aktien in einem separaten Buch (Wert-
rechtebuch) eintragen. Mit dem Eintrag im 
Wertrechtebuch werden nicht verurkundete 
Aktien zu Wertrechten. Das Wertrechtebuch 
ist nicht öffentlich. Der Eintrag im Aktien-
buch bewirkt keine Begründung von Wert-
rechten.

 3 Aktien können im Falle von Urkunden bei 
einer Verwahrungsstelle hinterlegt bezie-
hungsweise im Fall von Wertrechten in de-
ren Hauptregister eingetragen und einem 
Effektenkonto gutgeschrieben werden 
(Bucheffekte).

 4 Nicht verurkundete Aktien und aus den 
Aktien entspringende Rechte sowie Wert-
rechte können nur durch Zession über- 
tragen werden. Die Zession bedarf zu ihrer 
Gültigkeit der Anzeige an die Gesellschaft. 
Werden nicht verurkundete Aktien im Auf-
trag des Aktionärs von einer Bank verwaltet,  
so können diese Aktien nur unter Mitwir-
kung der Bank übertragen werden. Im Falle 
von Bucheffekten richten sich Verfügung 
und Sicherheitenbestellung ausschliesslich 
nach dem Bundesgesetz vom 3. Oktober 
2008 über Bucheffekten (BEG).
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Artikel 5 Aktienbuch

 1 Die Gesellschaft oder ein von ihr beauf-
tragter Dritter führt über die Namenaktien 
ein Aktienbuch, in welches die Eigentümer, 
Nutzniesser und Nominees mit Namen, 
Adresse und Staatsangehörigkeit (bei ju-
ristischen Personen der Sitz) eingetragen 
werden. Jeder Adresswechsel muss der 
Gesellschaft mitgeteilt werden. Mitteilun-
gen der Gesellschaft gelten als rechtsgültig 
erfolgt, wenn sie an die im Aktienbuch zu-
letzt eingetragenen Kontaktdaten gesendet 
werden.

.
 2 Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt als  

Aktionär, Nutzniesser oder Nominee, wer 
als solcher im Aktienbuch eingetragen ist.

 3 Die Aktien sind unteilbar und die Gesell-
schaft anerkennt pro Aktie nur einen Eigen-
tümer, Nutzniesser oder Repräsentanten. 
Das Eigentum an der Aktie schliesst die 
Anerkennung der Statuten der Gesellschaft 
mit ein.

 4 Erwerber von Namenaktien werden auf Ge-
such als Aktionäre mit Stimmrecht im Ak-
tienbuch eingetragen, falls sie ausdrücklich 
erklären, diese Namenaktien im eigenen 
Namen und auf eigene Rechnung erwor-
ben zu haben und dass keine Vereinbarung 
über die Rücknahme oder die Rückgabe 
entsprechender Aktien besteht und dass 
sie das mit den Aktien verbundene wirt-
schaftliche Risiko tragen.

 5 Der Verwaltungsrat ist berechtigt, Eintra-
gungen im Aktienbuch mit Rückwirkung 
auf das Datum der Eintragung zu streichen, 
wenn diese durch falsche Angaben zustan-
de gekommen sind. Er kann den betroffe-
nen Aktionär, Nutzniesser oder Nominee 
vorgängig anhören. In jedem Fall ist der 
betroffene Aktionär, Nutzniesser oder No-
minee umgehend über die Streichung zu 
informieren.

 6 Der Verwaltungsrat trifft die zur Einhaltung 
der Bestimmungen gemäss Art. 5 und 6 der 
Statuten notwendigen Anordnungen.

Artikel 6 Nominees

  Einzelne Personen, welche im Eintragungs-
gesuch nicht ausdrücklich erklärt haben, 
die Aktien für eigene Rechnung zu halten 
und dass keine Vereinbarung über die 
Rücknahme oder die Rückgabe entspre-
chender Aktien besteht und dass sie das 
mit den Aktien verbundene wirtschaftliche 
Risiko tragen («Nominees»), werden mit 
Stimmrecht im Aktienbuch eingetragen, 
wenn der betreffende Nominee einer an-
erkannten Bank- und Finanzmarktaufsicht 
unterstellt ist und mit dem Verwaltungsrat 
der Gesellschaft eine Vereinbarung über 
seine Stellung abgeschlossen hat. Das vom 
Nominee insgesamt gehaltene Aktienka-
pital darf zwei Prozent des ausgegebenen 
Aktienkapitals der Gesellschaft nicht über-
schreiten. Der Verwaltungsrat kann über 
diese Eintragungsgrenze hinaus Nominees 
mit Stimmrecht im Aktienbuch eintragen, 
falls die Nominees die Namen, Adressen, 
Staatsangehörigkeit und die Aktienbestän-
de derjenigen Personen offenlegen, für de-
ren Rechnung sie zwei Prozent oder mehr 
des ausgegebenen Aktienkapitals halten.

3.   Organe der   
Gesellschaft

Artikel 7 Die Organe der Gesellschaft sind:

  A. Die Generalversammlung der Aktionäre;
  B. Der Verwaltungsrat;
  C. Die Revisionsstelle;

A. Die Generalversammlung

Artikel 8 Zuständigkeiten der 
Generalversammlung

  Oberstes Organ der Gesellschaft ist die  
Generalversammlung der Aktionäre. Ihr 
stehen folgende unübertragbare Befug- 
nisse zu:
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Artikel 9 Ordentliche und ausserordentliche 
Generalversammlung

 1 Die ordentliche Generalversammlung fin-
det jährlich innerhalb von sechs Monaten 
nach Schluss des Geschäftsjahrs statt.

 2 Ausserordentliche Generalversammlun-
gen werden je nach Bedürfnis einberufen, 
insbesondere in den vom Gesetz vorge-
sehenen Fällen. Aktionäre, die zusammen 
mindestens fünf Prozent des Aktienkapitals 
oder der Stimmen vertreten, können schrift-
lich unter Angabe der Gründe und der Ver-
handlungsgegenstände sowie der Anträge 
bei Wahlen der Namen der vorgeschlage-
nen Kandidaten jederzeit die Einberufung 
verlangen. Die Generalversammlungen 
werden durch den Verwaltungsrat, nötigen-
falls durch die Revisionsstelle oder einen 
Liquidator einberufen.

Artikel 10 Einberufung, Traktandierung

 1 Die Einladung erfolgt spätestens 20 Tage 
vor dem Versammlungstag in der durch Art. 
33 der Statuten vorgeschriebenen Form. 
In der Einberufung sind bekanntzugeben: 
(i) Datum, Beginn, Art und Ort der Gene-
ralversammlung; (ii) die Verhandlungs-
gegenstände; (iii) die Anträge des Ver-
waltungsrats samt kurzer Begründung; (iv) 
gegebenenfalls die Anträge der Aktionäre 
samt kurzer Begründung; und (v) der Name 
und die Adresse des unabhängigen Stimm-
rechtsvertreters. 

 
 2 Aktionäre, welche alleine oder zusammen 

über mindestens 0.5 Prozent des Aktienka-
pitals oder der Stimmen verfügen, können 
die Traktandierung eines Verhandlungs-
gegenstands oder die Aufnahme eines An-
trags zu einem Verhandlungsgegenstand in 
die Einberufung der Generalversammlung 
verlangen. Der entsprechende Antrag muss 
mindestens 60 Tage vor dem Versamm-
lungstermin schriftlich, unter Angabe des 
Verhandlungsgegenstands und der Anträge 
des Aktionärs beim Verwaltungsrat der Ge-
sellschaft eingehen.

 1 Festsetzung und Änderung der Statuten 
und der durch die Generalversammlung er-
lassenen Reglemente der Gesellschaft;

 2 Wahl und Abberufung des Präsidenten und 
der übrigen Mitglieder des Verwaltungs-
rats, der Mitglieder des Vergütungsaus-
schusses, der Revisionsstelle sowie des 
unabhängigen Stimmrechtsvertreters;

 3 Genehmigung des Jahresberichts bzw.  
Lageberichts, der Konzernrechnung und 
der Jahresrechnung sowie des Berichts 
über nichtfinanzielle Belange;

 4 Beschlussfassung über die Verwendung 
des Bilanzgewinns, insbesondere die Fest-
setzung der Dividende;

 5 Genehmigung der Vergütungen des Ver-
waltungsrats und der Geschäftsleitung;

 6 Festsetzung der Zwischendividende, so-
fern eine solche vorgesehen ist, und die 
Genehmigung des dafür erforderlichen 
Zwischenabschlusses;

 7 Beschlussfassung über die allfällige Rück-
zahlung der gesetzlichen Kapitalreserve;

 8 Entlastung der Mitglieder des Verwaltungs-
rats und der mit der Geschäftsführung  
betrauten Personen; 

 9 Fusion, Umwandlung, Spaltung, Auflösung 
und Liquidation der Gesellschaft;

 10 Dekotierung von Aktien;

 11 Beschlussfassung über alle Gegenstände, 
die der Generalversammlung durch das 
Gesetz oder die Statuten und Reglemente 
vorbehalten sind, oder ihr durch den Ver-
waltungsrat oder die Revisionsstelle vorge-
legt werden.
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Artikel 12  Stimmrecht und Vertretung

 1 In der Generalversammlung berechtigt jede 
Aktie zu einer Stimme.

 2 Jeder Aktionär kann sich an der General-
versammlung durch schriftliche Vollmacht 
durch einen von ihm bestimmten Vertreter 
vertreten lassen, der selbst nicht Aktionär 
zu sein braucht. Alle von einem Aktionär 
gehaltenen Aktien können nur von einer 
Person vertreten werden.

 3 Der Verwaltungsrat erlässt die Verfahrens-
vorschriften über die Teilnahme und Ver-
tretung an der Generalversammlung sowie 
die Erteilung von Weisungen. Er stellt sicher, 
dass Aktionäre dem unabhängigen Stimm-
rechtsvertreter auch elektronisch Vollmach-
ten und Weisungen erteilen können.

 4 Bei Beschlüssen über die Entlastung des 
Verwaltungsrats haben Personen, die in  
irgendeiner Weise an der Geschäftsführung 
teilgenommen haben, kein Stimmrecht.

Artikel 13  Vorsitz, Stimmenzähler, Protokoll

 1 Den Vorsitz in der Generalversammlung 
führt der Präsident des Verwaltungsrats 
oder bei dessen Abwesenheit der Vizepräsi-
dent oder ein anderes Mitglied des Verwal-
tungsrats. Im Zweifel wird der Vorsitzende 
von der Generalversammlung bezeichnet. 
Der Vorsitzende verfügt über sämtliche ver-
fahrensleitenden Befugnisse.

 2 Der Vorsitzende bezeichnet einen Proto-
kollführer und die Stimmenzähler, die nicht 
Aktionäre zu sein brauchen. Das Protokoll 
der Generalversammlung ist vom Vorsitzen-
den und vom Protokollführer zu unterzeich-
nen.

 3 Die Beschlüsse und Wahlergebnisse sind 
unter Angabe der genauen Stimmenver-
hältnisse innerhalb von 15 Kalendertagen 
nach der Generalversammlung auf elek-
tronischem Weg zugänglich zu machen;  
jeder Aktionär kann verlangen, dass ihm 
das Protokoll innerhalb von 30 Kalender- 
tagen nach der Generalversammlung  
zugänglich gemacht wird.

 3 Spätestens 20 Tage vor der ordentlichen 
Generalversammlung sind der Geschäfts-
bericht, der Vergütungsbericht und der zu-
gehörige Prüfungsbericht, der Revisionsbe-
richt und allfällige Anträge auf Abänderung 
der Statuten den Aktionären zugänglich zu 
machen. Sofern die Unterlagen nicht elekt-
ronisch zugänglich sind, kann jeder Aktio-
när verlangen, dass ihm diese rechtzeitig 
zugestellt werden.

Artikel 11  Beschlüsse und Wahlen

 1 Die Generalversammlung fasst ihre Be-
schlüsse und vollzieht ihre Wahlen, so-
weit nicht eine zwingende Vorschrift des  
Gesetzes oder anderslautende Bestimmun-
gen der Statuten entgegenstehen, mit der 
Mehrheit der vertretenen Aktienstimmen. 
Stimmenthaltungen werden nicht mitge-
zählt.  

 2 In der Regel finden die Abstimmungen und 
Wahlen offen statt. Schriftliche Abstimmun-
gen und Wahlen erfolgen auf Anordnung 
des Vorsitzenden oder wenn die Mehrheit 
der vertretenen Aktienstimmen dies ver-
langt. Der Vorsitzende kann Abstimmun-
gen und Wahlen auch im elektronischen  
Verfahren durchführen lassen. Elektroni-
sche Abstimmungen und Wahlen sind dem 
schriftlichen Verfahren gleichwertig.

 3 Der Vorsitzende kann eine offene Wahl 
oder Abstimmung durch ein schriftliches 
oder elektronisches Verfahren wiederholen 
lassen, sofern nach seiner Meinung Zwei-
fel am Abstimmungsergebnis bestehen.  
In diesem Fall gilt die vorausgegangene 
offene Wahl oder Abstimmung als nicht ge-
schehen.

 4 Kommt bei Wahlen im ersten Wahlgang 
eine gültige Wahl nicht zustande und ste-
hen mehr als ein Bewerber zur Wahl, so 
ordnet der Vorsitzende einen zweiten Wahl-
gang an, in welchem das relative Mehr ent-
scheidet.
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Artikel 14  Unabhängiger Stimmrechtsvertreter

 1 Die Generalversammlung wählt einen  
unabhängigen Stimmrechtsvertreter. Die 
Amtszeit endet jeweils mit Abschluss der 
nächsten ordentlichen Generalversamm-
lung. Wiederwahl ist möglich.

 2 Die Generalversammlung kann den un-
abhängigen Stimmrechtsvertreter auf das 
Ende der Generalversammlung abberufen.

 3 Fällt der unabhängige Stimmrechtsvertreter 
aus, so ernennt der Verwaltungsrat einen 
solchen für die Dauer bis zur nächsten or-
dentlichen Generalversammlung. Bisher 
abgegebene Stimmrechtsinstruktionen be-
halten ihre Gültigkeit, sofern ein Aktionär 
für seine Stimmabgabe nicht ausdrücklich 
anderslautende Instruktionen erteilt.

 4 Der unabhängige Stimmrechtsvertreter 
kann sich an der Generalversammlung  
vertreten lassen. Er bleibt für die Erfüllung 
seiner Pflichten vollumfänglich verantwort-
lich.

 5 Der unabhängige Stimmrechtsvertreter 
ist verpflichtet, die von ihm vertretenen 
Stimmrechte weisungsgemäss auszuüben. 
Hat er keine Weisungen erhalten, so enthält 
er sich der Stimme.

B. Der Verwaltungsrat

Artikel 15  Zusammensetzung des Verwaltungsrats

 1 Der Verwaltungsrat besteht aus mindestens 
drei und höchstens neun Mitgliedern. 

 2 Die Mitglieder des Verwaltungsrates wer-
den von der Generalversammlung einzeln 
für eine Dauer von einem Jahr bis zum Ab-
schluss der nächsten ordentlichen General-
versammlung gewählt. Wiederwahl ist zu-
lässig.

 3 Bei der Zusammensetzung achtet der Ver-
waltungsrat auf eine ausgewogene Diversi-
tät, insbesondere hinsichtlich Kompeten-
zen und Erfahrung.  

Artikel 16  Organisation des Verwaltungsrats

 1 Der Verwaltungsrat konstituiert sich unter 
Vorbehalt der gesetzlichen Bestimmungen 
und der Statuten selbst. Er wählt aus sei-
nem Kreis einen Vizepräsidenten und kann 
einen Protokollführer bezeichnen, der nicht 
Verwaltungsratsmitglied zu sein braucht. 
Über die Verhandlungen und Beschlüsse 
des Verwaltungsrats wird ein Protokoll ge-
führt, das vom jeweiligen Vorsitzenden und 
vom Protokollführer zu unterzeichnen ist.

 2 Fällt der Präsident aus, so ernennt der Ver-
waltungsrat eines seiner Mitglieder zum 
Präsidenten ad interim für die verbleibende 
Amtsdauer.

 3 Der Verwaltungsrat kann zur Wahrnehmung 
auch unübertragbarer und unentziehbarer 
Aufgaben aus seiner Mitte Ausschüsse be-
stellen und diese oder einzelne seiner Mit-
glieder mit der Vorbereitung und Ausfüh-
rung seiner Beschlüsse, der Überwachung 
der Geschäfte sowie begleitenden Sonder-
aufgaben betrauen.

Artikel 17  Einberufung, Beschlussfassung, 
Protokoll

 1 Der Verwaltungsrat versammelt sich auf 
Einberufung durch den Präsidenten, so oft 
es die Geschäfte erfordern oder wenn ein 
Mitglied es verlangt. Die Anwesenheit kann 
auch per Telefon oder elektronische Mittel 
(z. B. Videokonferenz) erfolgen. Sitzungen 
können auch mit elektronischen Mitteln 
ohne Sitzungsort durchgeführt werden.

 2 Jedes Mitglied kann jederzeit unter Angabe 
der Gründe vom Präsidenten die unverzüg-
liche Einberufung einer Sitzung verlangen.

 3 Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, 
wenn und solange mindestens die Mehrheit 
seiner Mitglieder anwesend ist. Beschlüsse 
werden mit der Mehrheit der Stimmen an-
wesender Mitglieder gefasst. Jedem Mit-
glied steht eine Stimme zu. Der Vorsitzende 
hat den Stichentscheid.
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 4 Kein Präsenzquorum muss eingehalten 
werden, wenn ausschliesslich die erfolgte 
Durchführung einer Kapitalerhöhung fest-
zustellen und die anschliessend vorzuneh-
mende Statutenänderung zu beschliessen 
ist.

 5 Der Verwaltungsrat kann seine Beschlüs-
se auch auf schriftlichem Weg auf Papier 
oder in elektronischer Form (einschliess-
lich Brief oder E-Mail) fassen, sofern nicht 
ein Mitglied die mündliche Beratung ver-
langt. Im Fall der Beschlussfassung auf 
elektronischem Weg ist keine Unterschrift 
erforderlich; vorbehalten bleibt eine an-
derslautende, schriftliche Festlegung des 
Verwaltungsrats. Beschlüsse gemäss die-
sem Abs. 5 bedürfen der Zustimmung der 
Mehrheit sämtlicher Mitglieder des Verwal-
tungsrats. Sie sind in das Protokoll des Ver-
waltungsrats aufzunehmen. 

Artikel 18  Befugnisse des Verwaltungsrats

 1 Der Verwaltungsrat hat insbesondere fol-
gende unübertragbare und unentziehbare 
Aufgaben:

 1. die Oberleitung der Gesellschaft und 
die Erteilung der nötigen Weisungen;

 2. die Festlegung der Organisation;

 3. die Ausgestaltung des Rechnungs- 
wesens, der Finanzkontrolle sowie der 
Finanzplanung;

 4. die Ernennung und Abberufung der 
mit der Geschäftsführung und der Ver-
tretung betrauten Personen und die 
Regelung der Zeichnungsberechtigung.  
Bei der Zusammensetzung der Ge-
schäftsführung achtet der Verwaltungs-
rat auf eine ausgewogene Diversität, 
insbesondere hinsichtlich Kompeten-
zen und Erfahrung; 

 5. die Oberaufsicht über die mit der Ge-
schäftsführung betrauten Personen, 
namentlich im Hinblick auf die Befol-
gung der Gesetze, Statuten, Reglemen-
te und Weisungen;

 6. die Genehmigung der auf die Schaffung 
von langfristigem, nachhaltigem Wert 
ausgelegten Geschäftsstrategie – so-
wie darin eingeschlossen der Nachhal-
tigkeitsstrategie – und die Oberaufsicht 
über die entsprechende Umsetzung; 

 7. die Erstellung des Geschäftsberichts 
und des Vergütungsberichts sowie des 
Berichts über nichtfinanzielle Belange 
sowie die Vorbereitung der General-
versammlung und die Ausführung ihrer 
Beschlüsse;

 8. die Beschlussfassung über die nach-
trägliche Leistung von Einlagen auf 
nicht vollständig liberierten Aktien und 
daraus folgende Statutenänderungen;

 9. die Beschlussfassung über die Erhö-
hung oder Herabsetzung des Aktien-
kapitals, soweit dies in der Kompetenz 
des Verwaltungsrats liegt (Art. 653s 
OR), Feststellung von Kapitalerhöhun-
gen, die Erstellung des Kapitalerhö-
hungsberichts und die Vornahme der 
entsprechenden Statutenänderungen;

 10. die gemäss Fusionsgesetz und anderen 
Gesetzen unübertragbaren und unent-
ziehbaren Aufgaben und Befugnisse 
des Verwaltungsrats;

 11. die Einreichung eines Gesuchs um 
Nachlassstundung und die Benachrich-
tigung des Gerichts im Fall der Über-
schuldung.

 2 Der Verwaltungsrat kann in allen Angele-
genheiten Beschluss fassen, die nicht nach 
Gesetz oder Statuten einem anderen Organ 
der Gesellschaft vorbehalten sind.
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Artikel 19  Zusätzliche Tätigkeiten

 1 Mitglieder des Verwaltungsrats dürfen 
ausserhalb des Konzerns nicht mehr als 
vier weitere Mandate bei börsenkotierten 
Unternehmen sowie sechs weitere solche 
Mandate bei nichtkotierten Unternehmen 
gleichzeitig ausüben. Soweit die Höchst-
zahl von Mandaten in börsenkotierten Un-
ternehmen durch ein Mitglied nicht erreicht 
wird, erhöht sich die Anzahl zulässiger 
Mandate in nichtkotierten Unternehmen 
im entsprechenden Umfang. Kurzfristige 
Überschreitungen dieser Maximalzahlen 
sind mit Zustimmung des Verwaltungsrats 
zulässig.

 2 Mitglieder der Geschäftsleitung dürfen, un-
ter Vorbehalt der Genehmigung durch den 
Verwaltungsrat, ausserhalb des Konzerns 
nicht mehr als ein weiteres Mandat bei ei-
nem börsenkotierten Unternehmen sowie 
zwei weitere solche Mandate bei nichtko-
tierten Unternehmen gleichzeitig ausüben. 
Kurzfristige Überschreitungen dieser Maxi-
malzahlen bleiben zulässig. 

 3 Tätigkeiten in nicht gewinnorientierten 
oder gemeinnützigen Rechtseinheiten wie 
Vereinen, Verbänden und Stiftungen unter-
liegen keiner Beschränkung.

 4 Als Mandat gilt jede Mitgliedschaft im Ver-
waltungsrat, in der Geschäftsleitung oder 
im Beirat, oder eine vergleichbare Funktion 
nach ausländischem Recht, bei einem Un-
ternehmen mit wirtschaftlichem Zweck. 

  5 Mehrere Mandate innerhalb desselben 
Konzerns sowie Mandate, welche in Aus-
übung der Funktion als Mitglied des Ver-
waltungsrats oder der Geschäftsleitung 
bzw. einer vergleichbaren Funktion bei 
einem Unternehmen mit wirtschaftlichem 
Zweck wahrgenommen werden (ein-
schliesslich in Vorsorgeeinrichtungen, Joint 
Ventures und Rechtseinheiten, an denen 
eine wesentliche Beteiligung gehalten 
wird), werden als eine Tätigkeit gezählt.

Artikel 20  Darlehen und Kredite

  Darlehen und Kredite an die Mitglieder 
des Verwaltungsrats und der Geschäfts-
leitung dürfen nur in begründeten Aus-
nahmefällen gewährt werden. Die Gesamt-
summe solcher Darlehen und Kredite darf  
CHF 200’000 pro Mitglied nicht überschrei-
ten.

Artikel 21  Übertragung der Geschäftsführung

  Der Verwaltungsrat ist berechtigt, die Ge-
schäftsführung nach Massgabe eines  
Organisationsreglements ganz oder teil-
weise an einzelne Mitglieder des Verwal-
tungsrats, an die Geschäftsleitung oder an 
Dritte zu übertragen. Er entscheidet auch 
über andere Reglemente, Verhaltensricht-
linien und andere interne Bestimmungen 
der Gesellschaft.

Artikel 22  Vertragsverhältnisse

  Die Verträge, die den Vergütungen für die 
Mitglieder des Verwaltungsrats und der 
Geschäftsleitung zugrunde liegen, können 
befristet oder unbefristet ausgestaltet sein. 
Die maximale Dauer der befristeten Ver-
träge beträgt ein Jahr. Eine Erneuerung ist 
zulässig. Die Kündigungsfrist bei unbefris-
teten Verträgen beträgt maximal ein Jahr.

Artikel 23  Vergütungsausschuss

 1 Der Vergütungsausschuss besteht aus min-
destens drei Mitgliedern des Verwaltungs-
rats. 

 2 Die Mitglieder des Vergütungsausschus-
ses werden von der Generalversammlung 
einzeln für eine Dauer von einem Jahr bis 
zum Abschluss der nächsten ordentlichen 
Generalversammlung gewählt. Wiederwahl 
ist zulässig.

 3 Der Verwaltungsrat bestimmt unter den 
Mitgliedern des Vergütungsausschusses 
dessen Vorsitzenden und erlässt ein Reg-
lement, welches die Aufgaben des Vergü-
tungsausschusses unter Berücksichtigung 
von Gesetz und Statuten definiert.
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 4 Ist der Vergütungsausschuss nicht vollstän-
dig besetzt, so ernennt der Verwaltungsrat 
unter seinen Mitgliedern im entsprechen-
den Umfang Mitglieder des Vergütungsaus-
schusses ad interim für die verbleibende 
Amtsdauer.

 5 Der Vergütungsausschuss hat unter Vorbe-
halt der Befugnisse der Generalversamm-
lung folgende Aufgaben:

 1. Überprüfung der Einhaltung der Grund-
sätze für die Vergütung gemäss Gesetz, 
Statuten und Reglement sowie der  
Beschlüsse der Generalversammlung 
betreffend die Vergütung;

 2. Vorschläge zuhanden des Verwaltungs-
rats für die Festlegung von Grundsät-
zen, Bemessungskriterien und qualita-
tiven und quantitativen Zielen für die 
Vergütung im Rahmen der gesetzlichen 
und statutarischen Vorgaben;

 3. Berechnung und Vorschläge zuhanden 
des Verwaltungsrats über die Errei-
chung der qualitativen und quantitati-
ven Ziele für die Bemessung der variab-
len Vergütung;

 4. Vorschläge zuhanden des Verwaltungs-
rats für die Beträge der fixen Vergütung 
für die Mitglieder des Verwaltungsrats 
sowie der fixen und variablen Vergü-
tung für die Mitglieder der Geschäfts-
leitung;

 5. Vorschlag zuhanden des Verwaltungs-
rats des Vergütungsberichts;

 6. Vornahme aller weiteren Handlungen, 
welche ihm durch Gesetz, Statuten 
oder Reglement zugewiesen werden.

C. Die Revisionsstelle

Artikel 24  Wahl, Amtsdauer, Pflichten

 1 Die Generalversammlung wählt jährlich ein 
staatlich beaufsichtigtes Revisionsunter-
nehmen als Revisionsstelle, deren Tätigkeit 
sich nach den Bestimmungen des Schwei-
zerischen Obligationenrechts richtet.

 2 Die Amtsdauer der Revisionsstelle beträgt 
ein Jahr. Sie beginnt mit dem Tag der Wahl 
und endet mit der nächsten darauffolgen-
den ordentlichen Generalversammlung.

 3 Der Verwaltungsrat kann die Revisionsstel-
le jederzeit beauftragen, besondere Bü-
cherrevisionen durchzuführen und darüber 
Bericht zu erstatten.

4.   Vergütung

A. Vergütung des Verwaltungsrats

Artikel 25  Zusammensetzung der Vergütung

 1 Die Mitglieder des Verwaltungsrats erhal-
ten für ihre Tätigkeit eine fixe Vergütung.

 2 Für die Mitgliedschaft in Ausschüssen oder 
die Übernahme von besonderen Aufgaben 
oder Aufträgen können Zuschläge ausge-
richtet werden.

 3 Für Tätigkeiten in Rechtseinheiten, die 
durch die Gesellschaft direkt oder indirekt 
kontrolliert werden, sowie für Tätigkeiten, 
welche in Ausübung der Funktion als Mit-
glied des Verwaltungsrats wahrgenommen 
werden (Art. 19 Abs. 4), dürfen die betref-
fenden Rechtseinheiten an die Mitglieder 
des Verwaltungsrats Vergütungen ausrich-
ten, sofern diese Vergütungen durch den 
von der Generalversammlung genehmigten 
Betrag abgedeckt sind.

 4 Die Vergütung kann teilweise in Aktien der 
Gesellschaft ausgerichtet werden.
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 5 Den Mitgliedern des Verwaltungsrats kann 
zusätzlich die Möglichkeit eingeräumt wer-
den, gesperrte Aktien der Gesellschaft zum 
Marktwert (einschliesslich eines Abschlags, 
welcher die Veräusserungssperre und de-
ren Dauer berücksichtigt) zu kaufen. 

 6 Den Mitgliedern des Verwaltungsrats wer-
den zudem Auslagen und Spesen ersetzt. 
Der Ersatz von Auslagen und die Ausrich-
tung von Spesen gelten nicht als Vergü-
tung.

 7 Die Gesellschaft kann im gesetzlich zuläs-
sigen Rahmen Mitglieder des Verwaltungs-
rats für entstandene Nachteile im Zusam-
menhang mit Verfahren, Prozessen oder 
Vergleichen, die mit ihrer Tätigkeit für die 
Gesellschaft zusammenhängen, entschädi-
gen sowie entsprechende Beträge bevor-
schussen und Versicherungen abschlies-
sen. Solche Entschädigungen, Vorschüsse 
und Versicherungen gelten nicht als Vergü-
tung.

Artikel 26  Genehmigung

 1 Die Generalversammlung genehmigt mit 
bindender Wirkung jährlich anlässlich der 
ordentlichen Generalversammlung den 
Maximalbetrag der fixen Vergütungen an 
die Mitglieder des Verwaltungsrats für die 
Dauer bis zur nächsten ordentlichen Gene-
ralversammlung.

 2 Verweigert die Generalversammlung die 
Genehmigung, so kann der Verwaltungsrat 
an der gleichen Generalversammlung neue 
Anträge zur Genehmigung stellen. Stellt  
der Verwaltungsrat keine neuen Anträge 
oder lehnt die Generalversammlung auch 
die neuen Anträge ab, kann der Verwal-
tungsrat eine neue Generalversammlung 
einberufen.

B. Vergütung der Geschäftsleitung

Artikel 27  Zusammensetzung der Vergütung

 1 Die Mitglieder der Geschäftsleitung erhal-
ten für ihre Tätigkeit eine fixe jährliche Ver-
gütung sowie eine variable Vergütung.

 2 Für Tätigkeiten in Rechtseinheiten, die 
durch die Gesellschaft direkt oder indirekt 
kontrolliert werden, sowie für Tätigkeiten, 
die in Ausübung der Funktion als Mitglied 
der Geschäftsleitung wahrgenommen wer-
den (Art. 19 Abs. 4), dürfen die betreffen-
den Rechtseinheiten an die Mitglieder der 
Geschäftsleitung Vergütungen ausrichten, 
sofern diese Vergütungen durch die von 
der Generalversammlung genehmigten  
Beträge abgedeckt sind.

 3 Den Mitgliedern der Geschäftsleitung kann 
zusätzlich die Möglichkeit eingeräumt wer-
den, gesperrte Aktien der Gesellschaft zum 
Marktwert (einschliesslich eines Abschlags, 
welcher die Veräusserungssperre und de-
ren Dauer berücksichtigt) zu kaufen. 

 4 Den Mitgliedern der Geschäftsleitung wer-
den zudem Auslagen und Spesen ersetzt. 
Der Ersatz von Auslagen und die Ausrich-
tung von Spesen gelten nicht als Vergü-
tung.

 5 Die Gesellschaft kann im gesetzlich zuläs-
sigen Rahmen Mitglieder der Geschäftslei-
tung für entstandene Nachteile im Zusam-
menhang mit Verfahren, Prozessen oder 
Vergleichen, die mit ihrer Tätigkeit für die 
Gesellschaft zusammenhängen, entschädi-
gen sowie entsprechende Beträge bevor-
schussen und Versicherungen abschlies-
sen. Solche Entschädigungen, Vorschüsse 
und Versicherungen gelten nicht als Vergü-
tung.
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Artikel 28  Variable Vergütung

 1 Die variable Vergütung für die Mitglieder 
der Geschäftsleitung besteht aus einer 
kurzfristigen und einer langfristigen Kom-
ponente.   

 2 Die kurzfristige variable Vergütung für die 
Mitglieder der Geschäftsleitung basiert auf 
qualitativen und quantitativen Zielen. Die 
Beurteilung des Zielerreichungsgrads er-
folgt jährlich durch den Verwaltungsrat. Die 
kurzfristige variable Vergütung beträgt im 
Zeitpunkt der Zuteilung maximal 50 % der 
Gesamtvergütung im entsprechenden Ge-
schäftsjahr. Sie kann teilweise in Aktien der 
Gesellschaft ausgerichtet werden.  

 3 Die langfristige variable Vergütung für die 
Mitglieder der Geschäftsleitung (Long Term 
Incentive Plan) berücksichtigt die nach-
haltige Entwicklung des Unternehmens 
entlang im Vorfeld definierter Zielwerte, 
wobei sich die Bemessung auf einen mehr-
jährigen Zeitraum von in der Regel mindes-
tens drei Jahren bezieht. Die langfristige 
variable Vergütung beträgt im Zeitpunkt der 
Zuteilung maximal 50 % der vorangegan-
genen fixen Bruttovergütung und kann aus 
Anwartschaften auf Aktien, aus Aktien mit 
Veräusserungssperre oder aus sonstigen 
Beteiligungsinstrumenten bestehen. Die 
Vesting-Periode beträgt grundsätzlich min-
destens 3 Jahre, gefolgt von einer Veräusse-
rungssperrfrist von in der Regel mindestens 
2 weiteren Jahren. Der Verwaltungsrat kann 
in begründeten Fällen davon abweichen.

 4 Der Verwaltungsrat erlässt ein Reglement, 
welches die Einzelheiten regelt.

Artikel 29  Genehmigung, Zusatzbetrag

 1 Die Generalversammlung genehmigt mit 
bindender Wirkung jährlich anlässlich der 
ordentlichen Generalversammlung den ma-
ximalen Gesamtbetrag der fixen Vergütun-
gen für die Mitglieder der Geschäftsleitung 
für das nächste Geschäftsjahr.

 2 Die Generalversammlung genehmigt mit 
bindender Wirkung anlässlich der ordent-
lichen Generalversammlung den Gesamt-
betrag der kurzfristigen variablen Vergütun-
gen für die Mitglieder der Geschäftsleitung 
für das abgelaufene Geschäftsjahr sowie 
vor oder im Jahr der Zuteilung eines mehr-
jährigen Long Term Incentive Plans den 
maximalen Gesamtbetrag der langfristigen 
variablen Vergütung für die Mitglieder der 
Geschäftsleitung. 

 3 Soweit die Vergütung gemäss Abs. 2 dieser 
Bestimmung im Voraus genehmigt wird, 
stimmt die Generalversammlung zusätzlich 
konsultativ über den Vergütungsbericht für 
diese Periode ab. 

 4 Verweigert die Generalversammlung die 
Genehmigung der maximalen Gesamt-
beträge gemäss Abs. 1 oder Abs. 2 dieser 
Bestimmung, so kann der Verwaltungsrat 
an der gleichen Generalversammlung neue 
Anträge zur Genehmigung stellen. Stellt der 
Verwaltungsrat keine neuen Anträge oder 
lehnt die Generalversammlung auch die 
neuen Anträge ab, kann der Verwaltungsrat 
eine neue Generalversammlung einberu-
fen. 

 5 Für Einstellungen von neuen Mitgliedern 
der Geschäftsleitung, welche nach der Ge-
nehmigung durch die Generalversammlung 
erfolgen, beträgt der Zusatzbetrag pro neu-
es Mitglied pro rata 120 % der höchsten 
fixen Vergütung, welche im Geschäftsjahr, 
welches der letzten ordentlichen General-
versammlung vorangegangen ist, an ein 
Mitglied der Geschäftsleitung ausgerichtet 
wurde. Bei mehrjährigen Long Term In-
centive Plans beträgt der Zusatzbetrag pro 
rata temporis für die verbleibende Plan-
dauer max. 50 % der vereinbarten fixen 
Vergütung. Eine Genehmigung dieser zu-
sätzlichen Vergütung durch die Generalver-
sammlung ist nicht erforderlich. 
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5.   Jahresrechnung und 
Gewinnverteilung

Artikel 30  Geschäftsjahr, Gewinnverteilung

  Das Geschäftsjahr der Gesellschaft wird 
vom Verwaltungsrat festgesetzt. Der Ver-
waltungsrat erstellt für jedes Geschäfts-
jahr einen Geschäftsbericht, der sich aus 
der Jahresrechnung (bestehend aus Er-
folgsrechnung, Bilanz und Anhang), dem 
Jahresbericht bzw. Lagebericht, dem Ver-
gütungsbericht und der Konzernrechnung 
zusammensetzt. Über den Bilanzgewinn 
verfügt die Generalversammlung im Rah-
men der gesetzlichen Vorschriften. Der Ver-
waltungsrat unterbreitet seine Anträge der 
Generalversammlung.

6.   Auflösung und  
Liquidation der 
Gesellschaft

Artikel 31  Auflösung

  Die Generalversammlung kann jederzeit 
die Auflösung und Liquidation der Gesell-
schaft wie auch die Fusion mit einer ande-
ren Gesellschaft beschliessen.

Artikel 32  Liquidation

 1 Die Liquidation der Gesellschaft erfolgt 
nach den gesetzlichen Bestimmungen 
durch den Verwaltungsrat, sofern die Gene-
ralversammlung nicht andere Liquidatoren 
wählt.

 2 Die Liquidatoren sind befugt, die Aktiven 
freihändig zu veräussern.

 3 Der nach Tilgung der Gesellschaftsschul-
den verbleibende Liquidationserlös wird 
nach Massgabe des einbezahlten Aktien-
kapitals an die Aktionäre verteilt.

7.  Bekanntmachungen, 
Gerichtsstand

Artikel 33  Publikationsorgan, Mitteilungen

 1 Publikationsorgan der Gesellschaft ist das 
Schweizerische Handelsamtsblatt.

 2 Mitteilungen der Gesellschaft an die Aktio-
näre können nach Wahl des Verwaltungs-
rats stattdessen oder zusätzlich in einer an-
deren Form, die den Nachweis durch Text 
ermöglicht (auch elektronisch), an die im 
Aktienbuch zuletzt eingetragenen Kontakt-
daten des Aktionärs bzw. Zustellungsbe-
vollmächtigten erfolgen.

Artikel 34  Gerichtsstand

  Der ausschliessliche Gerichtsstand für 
sämtliche aus dem Gesellschaftsverhältnis 
entstehenden oder damit in Zusammen-
hang stehenden Streitigkeiten befindet sich 
am Sitz der Gesellschaft.


